
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

Grundsicherung für solo-selbständige Kulturschaffende 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin, sehr geehrte Herren Minister, 

die Grundsicherung wird von der Politik den Künstler*innen für den Fall, dass alle 
Möglichkeiten der Soforthilfen ausgeschöpft sind, trotz aller berechtigten Kritik von 
Betroffenen am Verfahren weiterhin empfohlen. Trotz der Vorbehalte der Künstler*innen, sich 
mit einem Instrumentarium konfrontiert zu sehen, das ihrer konkreten Arbeitsrealität nicht 
entspricht, stellen sich diese aus der Not heraus zögernd dem Antragsverfahren.  

Es ergeben sich Probleme, die dringend der Neuregelung bzw. Nachjustierung bedürfen. Die 
Initiative dazu sollte nicht zuletzt vom Land ausgehen, indem es mit den jeweiligen 
Regionalagenturen und auch mit den Optionskommunen die Probleme kommuniziert. Dies 
sollte durch parallel verlaufende Initiativen auf Bundesebene flankiert werden.  

Im Einzelnen geht es um folgende Probleme:  
 

1) Es darf keine unterschiedliche Behandlung der Antragsteller*innen geben, je nachdem, 
ob diese bei einer Regionalagentur oder einer Optionskommune vorstellig werden. Die 
Grundlage des Antragsverfahrens muss zwingend für alle gleich das "Gesetz für den 
erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung 
sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket)" sein. 
Der vereinfachte Antrag muss von allen angewandt werden.  

2) In der gegenwärtigen Praxis wird von den Antragsteller*innen die Einreichung 
seitenlanger Formulare mit einer Fülle von Anlagen und Belegen erwartet. (48 Seiten 
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zum Ausfüllen und 95 Seiten Kopien für die Anlagen – das kann nicht der richtige Weg 
bzw. die Umsetzung sein.) Vereinfachung ist hier dringend geboten. 

3) Es widerspricht der Intention des Gesetzes, wenn von den Antragssteller*innen z. T. 
verlangt wird, sich arbeitssuchend zu melden. Sie sind ja nicht arbeitssuchend, sondern 
dürfen angesichts der Corona-Krise ihrer Tätigkeit nicht nachgehen.  

4) Die Vermögensprüfung sollte vereinfacht werden. Es wurde in Aussicht gestellt, dass 
diese formal wegfallen sollte. Es wird jedoch gefragt, ob erhebliches Vermögen über 
der Grenze von 60.000,- bzw. jew. weiteren 30.000,- für Familienangehörige vorhanden 
ist. Es heißt: „Hierzu gehören nur Vermögensgegenstände, die sofort verwertbar sind, 
also insbesondere Barmittel und sonstige liquide Mittel. Somit ist beispielsweise 
selbstgenutztes Wohneigentum – unabhängig davon, ob es die Voraussetzungen des § 
12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 SGB II erfüllt – regelmäßig nicht umfasst. Vermögen, das 
der Altersvorsorge dient (insbesondere Kapitallebensversicherungen und Kapitalrenten-
versicherungen), ist unabhängig von seinem Wert ebenfalls kein erhebliches 
Vermögen.“ Hier ist zu klären, wie die Altersvorsorge definiert wird. Unklar ist, ob Spar- 
oder Aktien- oder Fondsvermögen, die zweifellos der Altersvorsorge der nicht in festen 
Beschäftigungsverhältnissen arbeitenden Antragstellern dienen, dazugehören. Nach 
unserem Verständnis muss das sein. Auch die Frage der Anrechenbarkeit von 
Wohnungseigentum bleibt zu klären.  

5) Keine Regelungen gibt es bisher für Rentner*innen, die durch künstlerische oder 
sonstige selbständige Tätigkeit ihre Rente aufbessern. Sie sind bisher nicht 
antragsberechtigt. Für sie gilt nur ein Schonvermögen in Höhe von 5.000,-. Teilweise 
werden Rentner*innen grundsätzlich für diese Nothilfe abgewiesen.  

6) Die gemeinsame Veranlagung von Bedarfsgemeinschaft ist ein zentrales Problem. Viele 
Künstler*innen leben mit Partner*innen zusammen. Das wird ihnen jetzt zum 
Verhängnis und sollte ausgeschlossen werden. Hier bedarf dringend der Modifikation.  

 
Im Kern bleibt festzuhalten, dass Künstler*innen nicht arbeitssuchend sind. Sie haben 
Arbeitsverbot, keine Auftrittsmöglichkeit, Möglichkeiten gesicherter Arbeit in der Kulturellen 
Bildung fallen ersatzlos weg.  
Mit Nachdruck halten wir fest: Sie sind keine Bittsteller. Erfahrungsberichte von nicht wenigen 
Antragstellern*innen über despektierliche Behandlung in den Jobcentern, die uns erreichen, 
sind signifikant für den Status, den dort Künstler*innen vielfach haben. Wir hören gar von 
Aufforderungen, das Betriebskapital (gemeint waren Instrumente eines Profimusikers) zu 
veräußern oder die Ausbildung der Kinder aus Kostengründen abzubrechen.  
 
Auch wenn wir hier im Einzelnen konkrete Vorschläge zur angemessenen Behandlung in den 
Jobcentern dieser aktuell in Not geratenen Zielgruppe machen, weisen wir noch einmal mit 
Nachdruck darauf hin, dass die Grundsicherung kein geeignetes Instrumentarium für die 
Deckung der Lebenshaltungskosten der Solo-Selbstständigen ist. Geboten wäre zumindest eine 
Gleichstellung mit Beschäftigten, die durch die Krise in Kurzarbeit geraten sind. 



 
 
 

 
Wir plädieren daher entschieden für die Gewährung einer pauschalen Summe zur Deckung der 
Lebenshaltungskosten, also eine weitere Öffnung der Soforthilfeprogramme.  
 
Für Gespräche stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Gerhart Baum 
Vorsitzender des Kulturrats NRW 
 


